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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des 
Rates (Nr. 414/68/EWG) vom 20. Dezember 1968 zur Ver- 
pflichtung der Mitgliedstaaten der EWG, Mindestvorräte 
an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung des 
Statuts des „Gemeinsamen Unternehmens" auf Tätigkeiten 
der Erdölindustrie 

den Entwurf einer Entscheidung des Rates betreffend die 
Aufnahme von Anleihen für einen Beitrag der Gemeinschaft 
zur Finanzierung von Kernkraftwerken. 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juli 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung bei- 
gefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlacf Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfack 821, Goetliestraße 54, Tel. 22 29) 6 35 51 
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Mitteilung an den Rat 

über die Verwirklichung der „Ersten Orientierung für eine 
gemeinsdiaftlidie Energiepolitik" 


Seit etwas mehr als einem Jahr, aber deutlicher 
in den ersten Monaten dieses Jahres haben die auf 
dem Weltenergiemarkt vorherrschenden Bedingun- 
gen eine bemerkenswerte Wandlung erfahren. Diese 
Entwicklung hat ihren Ausdruck insbesondere im 
Zusammenhang mit den jüngsten Ereignissen auf 
dem Mineralölsektor gefunden. 

Für die Gemeinschaft waren die 60er Jahre da- 
durch gekennzeichnet, daß es keine ernsthafte 
Schwierigkeiten oder Unterbrechungen in der Roh- 
ölversorgung gegeben hat; die Mineralölpreise 
blieben, in laufender Währung ausgedrückt, stabil, 
was de facto einer Verbilligung entspricht. Diese 
Periode der Stabilität hat durch das gemeinsame 
Vorgehen der Förderländer zur Verbesserung ihrer 
Einnahmen aus der Erdölförderung, die für diese 
eine wesentlich und gelegentlich die einzige Ein- 
nahmequelle darstellt, ein Ende gefunden. 

Der Erfolg dieses Vorgehens ist zu einem guten 
Teil von dem Augenblick abhängig, in dem es ein- 
geleitet worden ist. Das Erdöl stellt heute die wich- 
tigste Energiequelle für die industrialisierten Län- 
der dar. Mehr als 60 Vo der Energieversorgung der 
Gemeinschaft entfallen auf diesen Energieträger, 
der auch regelmäßig die Zuwachsraten des Gesamt- 
energiebedarfs deckt. Zu diesen grundlegenden Ele- 
menten kommen andere, mehr umstandsbedingte 
Faktoren. So ergab sich ein sehr starker Anstieg 
der Nachfrage in einem Augenblick, als außerge- 
meinschaftliche Ereignisse — die Beeinträchtigung 
der libyschen Lieferungen und die Unterbrechung 
der TAP-Line, die zur Schließung des Suez-Kanals 
hinzukam — zu starken Spannungen im Transport- 
bereich führten. Die völlige Auslastung der Trans- 
portkapazitäten nahm den Mineralölgesellschaften 
die Möglichkeit, in den Verhandlungen mit gewis- 
sen Förderländern gegebenenfalls die Liefermöglich- 
keiten anderer Länder ins Spiel zu bringen. 

Die neue Situation auf dem Energiemarkt dürfte 
nicht bedeuten, daß die Energieversorgung der Ge- 
meinschaft gegenwärtig von mengenmäßigen Schwie- 
rigkeiten direkt bedroht ist; es bleibt jedoch die Tat- 
sache, daß die Produzentenländer sich einer Dro- 
hung mit Lieferunterbrechungen bedienen können, 
um ihre Forderungen durchzusetzen. 

Die jüngste Entwicklung wird sich daher eher im 
Bereich der Mineralölpreise auswirken, wobei sich 
Rückwirkungen auf die Preise einiger anderer Ener- 
gieträger ergeben. Das durch die Kostensteigerun- 
gen der jüngsten Zeit erreichte Preisniveau wird 
sich aber ohne Zweifel nicht sehr von dem unter- 
scheiden, das normalerweise erreicht worden wäre, 
wenn nicht die Kostenelemente beim Rohöl seit 


zehn Jahren durch die Geldentwertung praktisch 
konstant geblieben wären. 

Die Änderungen berühren ganz wesentlich die Art 
der Beziehungen, die zwischen den Förderländern 
einerseits und den Mineralölgesellschaften und den 
Verbraucherländern andererseits bestehen, wobei 
im letzteren Falle die Gesellschaften als Zwischen- 
glied auftreten. Die Förderländer scheinen heute 
entschlossen, das Niveau der Preise so festzusetzen, 
daß sie selbst von der sich im Vergleich zu den Mar- 
ginalkosten ergebenden Rente profitieren, eine zu- 
nehmende Beteiligung an den auf ihrem Boden täti- 
gen Gesellschaften zu übernehmen oder selbst das 
von ihnen geförderte Rohöl abzusetzen. 

All diese Tendenzen berühren spürbar die Rolle, 
die den Mineralölgesellschaften in Zukunft zukom- 
men wird; ohne daß bereits alle Auswirkungen dar- 
gelegt werden könnten, ist es offenkundig, daß diese 
Entwicklung bei der Bewertung der für die Mineral- 
ölversorgung der Gemeinschaft maßgeblichen Be- 
dingungen sowie bei der Konzipierung der gemein- 
samen Energiepolitik berücksichtigt werden muß. 

Die Ereignisse der letzten Zeit haben einige 
grundlegende Elemente herausgestellt, die die ge- 
genwärtige Situation charakterisieren, und insbe- 
sondere unterstrichen 

— • die ungünstigen Auswirkungen der starken und 
noch zunehmenden Abhängigkeit der Gemein- 
schaft von Mineralöleinfuhren und die Notwen- 
digkeit, als Gegenmaßnahme eine Diversifizie- 
rung sowohl bei den Energieträgern wie bei den 
Herkunftsländern vorzunehmen sowie eine mög- 
lichst große Verfügbarkeit an Vorkommen sicher- 
zustellen; 

— die sich aus der fehlenden Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten im Be- 
reich der Energiepolitik ergebenden Konsequen- 
zen und die Notwendigkeit für die Gemeinschaft, 
hier Abhilfe zu schaffen; 

— den geringen Einfluß, den die Gemeinschaft trotz 
ihrer Stellung auf dem Weltmarkt auf die Be- 
dingungen ihrer Energieversorgung ausüben 
kann und die Bedeutung eines einheitlichen Bin- 
nenmarktes, um aus dieser Stellung den besten 
Nutzen zu ziehen. 

Die Vorschläge der „Ersten Orientierung für eine 
gemeinschaftliche Energiepolitik" beruhen unmittel- 
bar auf diesen Besorgnissen; diese ist durch die Kon- 
frontation mit einer Konjunkturlage, die sich zwar 
von der zur Zeit ihrer Ausarbeitung gegebenen 
Situation ziemlich unterscheidet, aber in erster Linie 
auf einer Beschleunigung oder Verstärkung damals 
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bereits bekannter Tendenzen beruht, in ihrer Be- I 
deutung unterstrichen worden. Obgleich der Wert | 
der bisher in Ausführung der „Ersten Orientierung" 
vorgelegten Arbeiten und Vorschläge bestätigt wird, 
so bedeutet die derzeitige Situation doch, daß neue 
Fortschritte aut dem Weg zu einer gemeinsamen 
Energiepolitik gemacht werden müssen. 

Die jüngste Entwicklung hat dabei deutlich wer- 
den lassen 

— die Notwendigkeit eigener Maßnahmen für den 
Fall einer teilweisen Unterbrechung der Ener- 
gieeinfuhren, 

— die Zweckmäßigkeit, die Verwirklichung eines 
einheitlichen Marktes voranzutreiben, sowie 

— - das Interesse an einer gemeinsamen Versor- 
gungspolitik. 


A. Das Vorgehen im Krisenfalle 

Es handelt sich in erster Linie darum, sich auf 
kurze Sicht im voraus gegen besonders schädliche 
Folgen von möglichen Unterbrechungen bestimmter 
Versorgungsströme abzusichern. Zu diesem Zweck 
muß man ein Verfahren festlegen, das den zuständi- 
gen Dienststellen im Notfälle ein aufeinander ab- 
gestimmtes Vorgehen ermöglicht, und andererseits 
über ausreichende Vorräte verfügen, um während 
der zur Ergreifung von Maßnahmen notwendigen 
Zeit den Bedarf decken zu können. 

1. Im Januar 1971, während in Teheran und Tripo- 
lis die Verhandlungen zwischen den Produzen- 
tenländern und einigen Mineralölgesellschaften 
liefen, hat die Kommission die für Mineralölfra- 
gen zuständigen leitenden Staatsbeamten der 
Mitgliedstaaten zu einer Sitzung einberufen und 
vereinbart, 

a) die Rechts- und Verwaltungsmaßnahmen zu 
erfassen, über die die Mitgliedstaaten verfü- 
gen, um Unterbrechungen der Energieversor- 
gung begegnen zu können; 

b) die Reihenfolge der Maßnahmen festzulegen, 
die entsprechend dem jeweiligen Defizit in 
der Rohölversorgung zu ergreifen wären. 

Es wurde ein Inventar der bestehenden Maß- 
nahmen erstellt; in einem Vermerk technischen 
Charakters wurden diese Maßnahmen in der 
durch die Umstände gebotenen Reihenfolge ge- 
ordnet. Konsultationen zwischen den Mitglied- 
staaten sowie eine Koordinierung auf Gemein- 
schaftsebene wurden für unerläßlich gehalten. 
Die bereits durchgeführten Arbeiten werden wei- 
ter vertieft durch eine Untersuchung der zur Ab- 
schwächung der Auswirkungen einer Versor- 
gungskrise zu ergreifenden Interventionsmög- 
lichkeiten und der sich hinsichtlich gemeinschaft- 
licher Maßnahmen ergebenden juristischen 
Aspekte; im Anschluß daran sollte ein Verfahren 
für Konsultationen zwischen den Dienststellen 
der Mitgliedstaaten und der Kommission über 
die Maßnahmen, die im Falle einer Unterbre- 
chung der Mineralölversorgung der Gemein- 


schaft zu treffen sind, und über die Möglichkeit 
einer Koordinierung in der Gemeinschaft festge- 
legt werden. 

2. In den Diskussionen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten, die 1968 zur Annahme der Bevorratungs- 
richtlinie durch den Ministerrat führten, wurden 
Mindestvorräte in Höhe von etwa zwei Monaten 
des durchschnittlichen Verbrauchs für ausrei- 
chend gehalten. Man basierte dabei auf Studien, 
die von der OECD im Jahr 1967 zur Frage even- 
tueller Unterbrechungen der Rohölversorgung 
Westeuropas durchgeführt worden waren. 

Seit 1967 sind in der Versorgungsstruktur Euro- 
pas unter verschiedenen Aspekten grundsätzliche 
Änderungen eingetreten, insbesondere im Hin- 
blick darauf, daß in der westlichen Hemisphäre 
nahezu keine Kapazitätsreserven mehr vorhan- 
den sind und daß die verfügbare Reserve an 
Transportmitteln als Folge der starken Zunahme 
der Lieferungen aus dem Mittelmeerraum sehr 
gering geworden ist. 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor, die 
Bevorratungsrichtlinie aus dem Jahre 1968 zu 
ändern und das Niveau der Vorräte für die drei 
wichtigsten Kategorien von Erzeugnissen auf den 
Verbrauch an 90 Tagen des vorhergehenden 
Kalenderjahres anzuheben (siehe Vorschlag in 
Anlage 1). 

Um im übrigen zu einer möglichst wirtschaft- 
lichen Lösung hinsichtlich der Anlegung und Ver- 
waltung der Sicherheitsvorräte zu gelangen, hat 
die Kommission eine Arbeitsgruppe von Geolo- 
gen damit beauftragt, die Möglichkeiten für eine 
Einlagerung in unterirdischen Kavernen zu un- 
tersuchen, da dies weniger kostspielig ist als die 
Lagerung in oberirdischen Einrichtungen. Es ist 
daher beabsichtigt, später eine Anpassung der 
Bevorratungspflicht an diese neuen Bedingungen 
vorzuschlagen, 


B. Verwirklichung eines einheitlichen Marktes 

Ein gemeinsamer Binnenmarkt ist eine wesent- 
liche Bedingung für die Verwirklichung einer ge- 
meinsamen Energiepolitik. Aus den verschiedenen 
Faktoren, die Struktur und Bedingungen des Ener- 
giemarktes beeinflussen, wurden einige Bereiche 
herausgegriffen, für die Möglichkeiten vorgesehen 
werden müssen, um die Kohärenz der nationalen 
Maßnahmen unter gemeinschaftlichen Gesichtspunk- 
ten zu gewährleisten und die schrittweise Verwirk- 
lichung einer gemeinsamen Politik zu ermöglichen. 

1. Die Herstellung eines einheitlichen Marktes 
müßte nach einer ersten Analyse in vier Berei- 
chen erfolgen. Industrie und Handel können in 
ihrer Entwicklung von den größeren Ausmaßen 
des Marktes nur dann profitieren, wenn die na- 
tionalen Politiken sowohl hinsichtlich der Regeln 
für die Errichtung und den Betrieb von Raffine- 
rien, Rohrleitungen und Tankstellen, als auch im 
Hinblick auf das Energiepreisrecht harmonisiert 
sind. 
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Bau und Betrieb der vorgenannten Anlagen sind 
in bestimmten Mitgliedstaaten Gegenstand be- 
hördlicher Kontrollen oder einer Genehmigung, 
während technische Regelungen im Interesse der 
Betriebssicherheit und des Umweltschutzes in al- 
len Mitgliedstaaten Anwendung finden. 

Im Bereich der Preisvorschriften für Minenralöl- 
erzeugnisse sind sehr unterschiedliche Interven- 
tionsmöglichkeiten der Milgliedstaaten vorgese- 
hen; Während in Italien und Frankreich ein Sy- 
stem von Höchstpreisen gilt, besteht in Belgien 
und den Niederlanden die Möglichkeit einer 
Blockierung der Preise; in Deutschland dagegen 
kann die öffentliche Hand nur in besonders 
schwerwiegenden Fällen und für eine begrenzte 
Zeit eingreifen. 

Von der Kommission wurden „ Ad-hoc-Gruppen" 
eingesetzt, die eine vergleichende Zusammenstel- 
lung der von den Mitgliedstaaten für die ge- 
nannten Bereiche im Rahmen der Gesetze und 
Verordnungen sowie der Anwendungskriterien 
und -Praktiken verfolgten Politiken ausarbeiten. 
Diese Zusammenstellung wird es der Kommis- 
sion ermöglichen, die geeigneten Schlußfolgerun- 
gen zu ziehen und entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen. 

2. Um die Harmonisierung im Bereich der Preise 
voll wirksam werden zu lassen, muß auch eine 
Harmonisierung der Verbrauchsteuern auf zur 
Verwendung als Brennstoffe bestimmte flüssige 
Kohlenwasserstoffe angestrebt werden. Dem Rat 
wurde am 28. Dezember 1970 ein Richtlinienvor- 
schlag vorgelegt, zu dem das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
bereits Stellung genommen haben. Es ist zu hof- 
fen, daß diese Richtlinie, der die Kommission 
eine große Bedeutung beimißt, vom Rat bald 
gebilligt wird. 

3. In der „Ersten Orientierung" schlägt die Kom- 
mission vor: „Unbeschadet des für die Kohle 
nach Artikel 60 des EGKS-Vertrages geltenden 
Rechts wird ein Verfahren vorgesehen, das es 
der Kommission gestattet, nachträglich von den 
tatsächlich angewendeten Marktpreisen für alle 
Energieformen Kenntnis zu nehmen." 

Das Interesse an einer Kenntnis der Preise ist 
auf die bereits erwähnte Tatsache zurückzufüh- 
ren, daß sich der Wettbewerb zwischen den ver- 
schiedenen Energieträgern in der Gemeinschaft 
im Rahmen unterschiedlicher Rechtsordnungen 
vollzieht, deren Auswirkungen näher zu analy- 
sieren sind. 

Außerdem weist die „Erste Orientierung" darauf 
hin, daß es im Interesse der Verbraucher notwen- 
dig ist, dem Wettbewerb die grundsätzliche Steu- 
erfunktion zuzuweisen, was eine ausreichende 
Markttransparenz erforderlich macht. 

Die Ereignisse der letzten Zeit haben im übrigen 
unterstrichen, wie notwendig es ist, daß die Kom- 
mission regelmäßig und kurzfristig über die Ent- 
wicklung der Preise unterrichtet ist, um die Aus- 
wirkungen der Preisbewegungen analysieren 


und mit den Regierungen sowie den interessier- 
ten Wirtschaftskreisen einen Meinungsaustausch 
führen zu können. 

Unter den verschiedenen Möglichkeiten zur Be- 
schaffung der notwendigen Informationen hat die 
Kommission ein Verfahren ausgewählt, nach dem 
bei einer Anzahl von Unternehmen, die reprä- 
sentativ für den gesamten Energiesektor sind, 
und die zu freiwilliger Mitarbeit bereit sind, in 
regelmäßigen Abständen Informationen über die 
für die verschiedenen Energieerzeugnisse tat- 
sächlich angewendeten Preise eingeholt werden. 

C. Die Handels- und Versorgungspolitik 

Diese Politik ist zusammen mit der Verwirkli- 
chung eines echten gemeinsamen Marktes für Ener- 
gieerzeugnisse zu sehen, wie er sich insbesondere 
aus den vorher dargestellten Maßnahmen ergeben 
würde. Sie erfordert die Möglichkeit, im Bedarfsfall 
je nach Sachlage zu handeln und eine Entwicklung 
zu fördern, die den Erfordernissen der Energiepoli- 
tik insbesondere im Hinblick auf die jeweilige Rolle 
der verschiedenen Energiequellen und, was die ein- 
geführten Produkte anlangt, der verschiedenen Her- 
kunftsländer entspricht. 

In diesem Zusammenhang muß man die Verwirk- 
lichung einer gemeinsamen Handels- und Versor- 
gungspolitik für Kohlenwasserstoffe aus Drittstaa- 
ten, die Verwendung der Rechtsform des „gemein- 
samen Unternehmens" im Bereich der Kohlenwas- 
serstoffe, eine Erweiterung der Konzertierungen 
über Kohlefragen und eine Beteiligung der Gemein- 
schaft an der Finanzierung von Kraftwerken zur Be- 
schleunigung des Einsatzes der Kernenergie ins 
Auge fassen. 

1. Die Kommission mißt der Handels- und Versor- 
gungspolitik als dem wesentlichen Instrument 
der gemeinsamen Energiepolitik große Bedeu- 
tung zu. Entsprechend der ihr nach dem Vertrag 
obliegenden Verpflichtung und unter Berücksich- 
tigung unter anderem der Tatsache, daß die Ent- 
scheidung der Kommission vom 22. Dezember 
1969 zur Anwendung von Artikel 115 Absatz 1 
auf die Energiewirtschaft am 31. Dezember 1971 
ausläuft, beabsichtigt die Kommission, einen Vor- 
schlag für eine gemeinsame Politik in diesem 
Bereich vorzulegen. 

Außerdem war vorgeschlagen worden, zwischen 
der Gemeinschaft und den Entwicklungsländern 
eine Politik der Kooperation vorzusehen, die 
durch eine Begünstigung der industriellen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung der be- 
treffenden Länder u. a. zu einer Ausweitung 
der Handelsbeziehungen zwischen diesen Län- 
dern und der Gemeinschaft und zu einer Verbes- 
serung der Stabilität in den gegenseitigen Bezie- 
hungen führen und einen befriedigenderen Rah- 
men für die Tätigkeit der die Mineralölversor- 
gung der Gemeinschaft sicherstellenden Unter- 
nehmen schaffen würde. 

2. Die Versorgungspolitik muß nach Mitteln suchen, 
die der Gemeinschaft eine Bedarfsdeckung unter 
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bestmöglichen Kosten- und Sicherheitsbedingun- 
gen ermöglichen. Bestimmte Tätigkeiten im Koh- 
lenwasserstoffbereich, insbesondere die Schür- 
fung und die Entwicklung von Vorkommen, aber 
auch der Transport und die Vorratshaltung bie- 
ten in diesem Sinne ein besonderes Interesse für 
die Gemeinschaft und sollten daher entwickelt 
werden. 

Den Mineralölgesellschaften der Gemeinschaft 
steht indessen weder ein Finanzstatus noch ein 
Besteuerungssystem zur Verfügung, das so vor- 
teilhaft ist wie das für die großen integrierten 
internationalen Gesellschaften, die ihren Sitz 
in den USA haben und im übrigen von einem ge- 
schützten Markt profitieren, anwendbare. Um die 
Entwicklung der genannten Aktivitäten bei den 
Unternehmen der Gemeinschaft anzuregen und 
auch ihre Zusammenarbeit zu fördern, sollte 
ihnen die Möglichkeit gegeben werden, in einem 
juristischen Rahmen entsprechend der Rechts- 
form des „gemeinsamen Unternehmens'' und 
unter gewissen Bedingungen in den Genuß von 
direkten oder indirekten finanziellen Anreizen 
sowie Garantien oder gemeinschaftlichen Finan- 
zierungsmöglichkeiten und von steuerlichen Vor- 
teilen zu kommen. 

Die Kommission legt daher dem Rat den Vor- 
schlag einer Verordnung vor, die zugunsten be- 
stimmter Tätigkeiten im Kohlenwasserstoffbe- 
reicli Bestimmungen vorsieht, die in ihren Grund- 
sätzen denen des Euratom-Vertrages über das 
„gemeinsame Unternehmen" entsprechen (siehe 
Vorschlag in Anlage 2). 

3. Angesichts der Entwicklung müssen auch, und 
zwar unter dem Gesichtspunkt der Energiever- 


sorgung insgesamt, die Probleme, die sich im 
Bereich der Politik der Kohlenförderung ergeben, 
sowie der Beitrag, den in Zukunft die Einfuhr 
von Koks- und Kesselkohle der verschiedenen 
Provenienzen leisten kann, neu untersucht wer- 
werden. 

4. Die Entwicklung des Einsatzes der Kernenergie 
zur Elektrizitätserzeugung bedeutet eine Streu- 
ung sowohl der Primärenergiequellen als auch 
der Herkunftsländer der eingeführten Brennstoffe. 
In dieser Beziehung und durch die so geschaffene 
Alternative zu einer stark zunehmenden Abhän- 
gigkeit von Mineralöleinfuhren liefert die Kern- 
energie einen Beitrag zur Verbesserung der Si- 
cherheit der Energieversorgung. 

Die diese Entwicklung noch beeinträchtigenden 
Schwierigkeiten sind in erster Linie finanzieller 
Art. Sie resultieren aus der Belastung, die die 
den Kernenergieanlagen eigenen Mehrinvesti- 
tionen sowie die Notwendigkeit bedeuten, aus- 
reichende Reservekapazitäten für den Fall vor- 
zuhalten, daß die eine oder andere Anlage aus- 
fällt. 

Artikel 172 Absatz 4 des Euratom-Vertrages sieht 
die Aufnahme von Anleihen vor, mit denen 
den Stromerzeugungsunternehmen Darlehen zur 
Erleichterung der Finanzierung der sich beim 
Einsatz der Kernenergie ergebenden zusätzli- 
chen Investitionen und damit zur beschleunigten 
Entwicklung dieser neuen Energieform gegeben 
werden könnten. 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor, eine 
Entscheidung zur Anwendung des Artikels 172 
Absatz 4 des Euratom-Vertrages zu treffen (siehe 
Entwurf in Anlage 3). 
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Anlage 1 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie des Rates (EWG Nr. 414/68) 
vom 20. Dezember 1968 zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten der EWG, 
Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der beträchtliche Anstieg des Erdölbedarfs in der 
Gemeinschaft macht die Gemeinschaft stärker von 
Erdöllieferungen aus dritten Ländern abhängig. 

Aufgrund der während der letzten Jahre in der 
Struktur der Erdölversorgung Westeuropas einge- 
tretenen Änderungen ist die Haltung von Vorräten, 
die dem nach dem Tagesdurchschnitt errechneten In- 
landsverbrauch an 65 Tagen des Vorjahres entspre- 
chen, unzureichend, um im Falle von Versorgungs- 
unterbrechungen das Lieferdefizit während der Zeit 
auszugleichen, die zur Neuorganisierung der See- 
transporte, zur Mobilisierung der Reserven an Pro- 
duktionskapazitäten und zur Durchführung aller 
sonstigen notwendigen Maßnahmen erforderlich ist 

Unter diesen Umständen ist eine Erhöhung der 
Vorräte unerläßlich. Zu diesem Zweck genügt es, 


die in der obenerwähnten Richtlinie vorgesehenen 
Vorräte auf 90 Tage festzusetzen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates 68/414/EWG vom 20. De- 
zember 1968 zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdöl- 
erzeugnissen zu halten, wird wie folgt geändert: 
„Artikel 1, Absatz 1: die Worte „65 Tagen" werden 
ersetzt durch die Worte „90 Tagen". 


Artikel 2 

Die Vorräte sind so bald wie möglich nach Be- 
kanntgabe der vorliegenden Richtlinie, spätestens 
jedoch bis zum 1. Januar 1975, gemäß den Bestim- 
mungen der Richtlinie anzulegen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen. 

Artikels 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 


Die Vorratshaltung von Erdöl oder Erdölerzeug- 
nissen ist dazu bestimmt, im Falle von Versor- 
gungsschwierigkeiten den Bedarf während eines 
begrenzten Zeitraumes zu decken, der notwen- 
dig ist, um den Transport neu zu organisieren, 
Förderkapazitäts-Reserven zu mobilisieren und 
alle übrigen notwendigen Maßnahmen einzu- 
leiten. 


Bis Mitte der sechziger Jahre wurde Westeu- 
ropa in erster Linie aus den Erzeugerländern des 
Mittleren Ostens versorgt. Lieferungen afrika- 
nischer Provenienz waren damals noch auf ge- 
ringe Mengen beschränkt. Für den Fall von Pro- 
duktionseinstellungen oder Transportunterbre- 
chungen (Pipelines, Suez-Kanal) bestanden Aus- 
weichmöglichkeiten der Versorgung aus den Ver- 
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einigten Staaten und — zu einem geringeren 
Grade — aus Venezuela. Da die Entfernung für 
den Transport zwischen dem Golf von Mexico/ 
Karibischen Meer und Europa im Vergleich zur 
Strecke Persischer Golf/Europa nur gering ist, 
bestanden hier praktisch keine Transportpro- 
bleme. Eine Vorratshaltung, die dem Verbrauch 
von 60/65 Tagen in Westeuropa entsprach, er- 
schien daher ausreichend, um einer Versorgungs- 
krise begegnen zu können. 

Diese Folgerung stützte sich im wesentlichen auf 
folgende Annahmen; 

— zusätzlich verfügbare Nettomengen der west- 
lichen Hemisphäre von etwa 90 Millionen t/ 
Jahr zu Beginn des dritten Vierteljahres nach 
Ausbruch der Krise; 

— zusätzlich verfügbare Nettomengen von etwa 
10 Vo in den übrigen Erzeugergebieten (in er- 
ster Linie Nordafrika und Mittlerer Osten), 
die 60/70 Millionen t/Jahr entsprechen; 

— • Verfügbarkeit einer ausreichenden Reserve 
an Transportkapazitäten. 

Die Auswirkungen etwaiger Versorgungsunter- 
brechungen wurden wie folgt abgeschätzt: 

^ eine Einstellung der Erzeugung in Nordafrika 
hätte lediglich zu einer unbedeutenden Ver- 
ringerung der Lagervorräte während des er- 
sten Vierteljahres geführt; 

— eine Unterbrechung der Erzeugung des Mitt- 
leren Ostens von über 60 Vo während mehr 
als sechs Monaten in Verbindung mit einer 
Schließung des Suez-Kanals und der Rohrfern- 
leitungen im östlichen Mittelmeerraum hätte 
zu einem ständigen Defizit in Westeuropa ge- 
führt. 

3. Im Jahr 1971 haben die Struktur der Erdölver- 
sorgung Europas und die Lage auf dem Gebiet 
der Produktions- und Transportreserven eine 
tiefgreifende Änderung erfahren: 

— Die europäischen Länder sind heute in einem 
verhältnismäßig viel stärkeren Maße von den 


afrikanischen Erzeugerländern, insbesondere 
Libyen, abhängig; 

— die Reserve an Produktionskapazität in Vene- 
zuela und den Vereinigten Staaten ist fast 
vollständig verschwunden; 

— ■ im Mittelmeerraum steht nur eine sehr ge- 
ringe Reserve an Produktionskapazität zur 
Verfügung; 

— die einzige Reserve ist demnach in den Län- 
dern um den Persischen Golf vorhanden, ihr 
relativer Umfang hat sich jedoch gegenüber 
1965 nicht erhöht; 

— der in bezug auf Transportmittel verfügbare 
Reservespielraum ist vor allem infolge der 
starken Zunahme der Lieferungen aus dem 
Mittelmeerraum sehr klein geworden. 

Die Aufrechterhaltung des bisherigen Grades der 
Versorgungssicherheit erfordert nicht nur eine 
bedeutendere Reserve an Seetransportkapazität, 
sondern auch eine Erhöhung der Lagerbestände 
an Erdöl. 

4. Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Vor- 
räte, die vor einigen Jahren als ausreichend zur 
Überbrückung der damals vorhersehbaren Liefer- 
unterbrechungen angesehen wurden, heute in- 
folge der in der Versorgungsstruktur Westeuro- 
pas eingetretenen Veränderungen nicht mehr 
den gleichen Sicherheitsgrad bieten. Die Ver- 
pflichtung, ständig Vorräte in einer Höhe zu 
halten, die dem Verbrauch von 65 Tagen des 
Vorjahres entsprechen, sollte sich nunmehr auf 
eine Vorratshaltung für einen Verbrauch von 
mindestens 90 Tagen erstrecken. 

Die im Mineralölausschuß der OECD vertretenen 
Mitgliedstaaten haben auf der Sitzung vom 1. De- 
zember 1970 bei der Billigung eines Berichts über 
die Lagerbestände bereits einer Empfehlung zu- 
gestimmt, nach der die Mindestvorratshaltung 
in allen OECD-Ländern auf einen Stand erhöht 
werden soll, der einem Verbrauch von 90 Tagen 
entspricht. 
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Anlage 2 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Anwendung des Statuts des „Gemeinsamen Unternehmens“ 
auf Tätigkeiten der Erdölindustrie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 235, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festlegung einer gemeinsamen Energiepolitik 
gehört zu den Zielen, die sich die Gemeinschaften 
gesetzt haben. 

Die Versorgungssicherheit der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet der Kohlenwasserstoffe zu stabilen und 
möglichst niedrigen Preisen stellt eines der Ziele 
einer gemeinsamen Energiepolitik dar. 

Die Tätigkeiten, die zur Erhöhung der Versor- 
gungssicherheit der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der Kohlenwasserstoffe beitragen können, sind mit 
hohen Risiken verbunden und erfordern erhebliche 
Investitionen. 

Nicht alle Unternehmen, die diese Tätigkeiten in 
der Gemeinschaft ausüben, genießen namentlich in 
steuerlicher Hinsicht, die gleichen Vorteile, wie sie 
manchen großen internationalen Unternehmen in 
ihren Herkunftsländern gewährt werden. 

Die Unternehmen, die diese Tätigkeiten in der 
Gemeinschaft ausüben, müssen in der Lage sein, 
zur Erhöhung der Versorgungssicherheit der Ge- 
meinschaft beizutragen; es kommt darauf an, die 
Gemeinschaft mit den erforderlichen Mitteln auszu- 
statten, mit denen die Bemühungen dieser Unter- 
nehmen — unter Berücksichtigung der Einheit des 
Gemeinsamen Marktes und seines Wettbewerb- 
systems — gefördert werden können. 

Für diesen Zweck erscheint die Schaffung eines 
Rahmens für die Zusammenarbeit zwischen den Un- 
ternehmen und für die Zusammenfassung der Hilfs- 
mittel unerläßlich; es ist weiter angebracht, für die 
Gemeinschaft die Möglichkeit zu schaffen, gemein- 
same, den Interessen der Gemeinschaft entspre- 
chende Bemühungen durch steuerliche Vorteile zu 
begünstigen. 

Die Form des gemeinsamen Unternehmens, aus- 
gestattet mit einem eigenen gemeinschaftlichen 
Rechtsstatus, stellt einen geeigneten juristischen 
Rahmen dar; das Erfordernis einer Verbindung meh- 
rerer Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaa- 
ten in diesem Rahmen scheint geeignet zu sein, die 


Verwirklichung von Vorhaben von ausschlaggeben- 
der Bedeutung für die Gemeinschaft besser zu 
sichern. 

Im übrigen ist es zur Verfolgung der vorgenann- 
ten Ziele angebracht vorzusehen, daß den in Anwen- 
dung dieser Verordnung geschaffenen gemeinsamen 
Unternehmen gewisse steuerliche und finanzielle 
Vorteile gewährt werden können. 

Die für die Ausarbeitung dieses rechtlichen Rah- 
mens erforderlichen Befugnisse sind im Vertrag 
nicht vorgesehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unternehmen, die mit Tätigkeiten befaßt sind, die 
für die Versorgung der Gemeinschaft mit Kohlen- 
wasserstoffen von ausschlaggebender Bedeutung 
sind, können als gemeinsame Unternehmen nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen gebildet 
werden. 

Artikel 2 

1. Ein gemeinsames Unternehmen kann nur ge- 
bildet werden, wenn sich daran Gesellschaften oder 
Unternehmen aus wenigstens zwei verschiedenen 
Mitgliedstaaten beteiligen. 

2. Jeder Plan zur Errichtung eines gemeinsamen 
Unternehmens, der von der Kommission, einem Mit- 
gliedstaat oder einer anderen Seite ausgeht, wird 
von der Kommission geprüft. 

3. Die Kommission übermittelt dem Rat einen ein- 
gehenden Bericht über den gesamten Plan mit ihrer 
begründeten Stellungnahme. 

4. Bejaht sie den Plan, so unterbreitet sie dem Rat 
einen Vorschlag betreffend 

a) die Satzung des gemeinsamen Unternehmens, 

b) die etwaige Beteiligung der Gemeinschaft an sei- 
ner Finanzierung und gegebenenfalls den Um- 
fang und die Zeitfolge der Finanzierung, 

c) die etwaige vollständige oder teilweise Gewäh- 
rung der in der Anlage zu dieser Verordnung 
aufgeführten Vergünstigungen und die Bedin- 
gungen für die Gewährung dieser Vergünstigun- 
gen. 

Artikel 3 

Hat die Kommission sich in dieser Weise an den 
Rat gewandt, so kann dieser sie um zusätzliche Aus- 
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künfte und Prüfungen ersuchen, soweit er sie als 
notwendig erachtet. 

Der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit 
über den Vorschlag der Kommission. 

Jedoch ist Einstimmigkeit erforderlich. 

a) hinsichtlich der Beteiligung der Gemeinschaft an 
der Finanzierung des gemeinsamen Unterneh- 
mens, 

b) hinsichtlich der vollständigen oder teilweisen 
Gewährung der in der Anlage zu dieser Verord- 
nung aufgeführten Vergünstigungen, zu deren 
Anwendung jeder Mitgliedstaat in seinem Be- 
reich verpflichtet ist, sowie hinsichtlich der Be- 
dingungen für die Gewährung dieser Vergünsti- 
gungen. 

Artikel 4 

Die Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens 
erfolgt durch Entscheidung des Rates. 

Das gemeinsame Unternehmen unterliegt insbe- 
sondere hinsichtlich seiner Errichtung und der ihm 
gegebenenfalls zu gewährenden Vergünstigungen 
den Vorschriften des EWG-Vertrages, insbesondere 
den Artikeln 85 bis 94. 

Das gemeinsame Unternehmen hat Rechtspersön- 
lichkeit. 

Es hat in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die das jeweilige 


innerstaatliche Recht juristischen Personen zuer- 
kennt; es kann insbesondere bewegliches und un- 
bewegliches Vermögen erwerben und veräußern 
sowie klagen und verklagt werden. 

Die Satzung kann hilfsweise auf das innerstaat- 
liche Recht der Mitgliedstaaten Bezug nehmen. 

Soweit nicht nach dem EWG-Vertrag der Gerichts- 
hof zuständig ist, werden Streitigkeiten, bei denen 
das gemeinsame Unternehmen beteiligt ist, durch 
die zuständigen innerstaatlichen Rechtsprechungs- 
organe entschieden. 

Artikel 5 

Das gemeinsame Unternehmen übermittelt der 
Kommission einen Jahresbericht über seine Tätig- 
keit, die Kommission unterrichtet den Rat hierüber 
nach Maßgabe der in der Satzung des gemeinsamen 
Unternehmens festgelegten Bedingungen. 

Artikel 6 

Die in Anwendung dieser Verordnung erlangten 
Informationen haben vertraulichen Charakter. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt in Kraft. Sic ist in allen 
ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in je- 
dem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorteile, die den gemeinsamen Unternehmen oder den beteiligten 
Einzelunternehmen gewährt werden können 


1. a) Besteuerung des gemeinsamen Unternehmens I 
oder der daran beteiligten Einzelunternehmen 
in der Gemeinschaft nach dem Welteinkom- 
men oder dem konsolidierten Gewinn für 
alle ihre Erträge in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft oder auch für alle ihre aus an- 
deren Staaten, Ländern oder Hoheitsgebie- 
ten oder nur aus einigen derselben stammen- 
den Erträge; 

b) Berücksichtigung der Steuern, die in Zusam- 
menhang stehen mit den nach einem der unter 
Buchstabe a vorgesehenen Verfahren glo- j 


balisierten Gewinnen, insbesondere der aus- 
ländischen Steuern, durch Anrechnung auf die 
innerstaatliche Steuer; 

c) im Falle der Nichtanwendung des Systems 
des Weltgewinns oder des konsolidierten Ge- 
winns Ermöglichung der Verrechnung 

— der Verluste des gemeinsamen Unterneh- 
mens mit den zu versteuernden Gewinnen 
der beteiligten Einzelunternehmen, 

— der Verluste der ständigen ausländischen 
Niederlassungen des gemeinsamen Unter- 
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nehmens oder seiner Tochtergesellschaften 
mit den zu versteuernden Gewinnen des ' 
gemeinsamen Unternehmens. j 

2. Anwendung der für „Mutter- und Tochtergesell- : 
schäften" geltenden Regelungen im Verhältnis i 
zwischen beteiligten Einzelunternehmen und ge- 
meinsame Unternehmen, unabhängig vom Grad 
der Beteiligung (Ausnahme von der Quellenbe- 
steuerung der vom gemeinsamen Unternehmen 
an die Einzelunternehmen verteilten Gewinne; 
Ausschluß der vom gemeinsamen Unternehmen 
erhaltenen Gewinnteile von der Gesellschaft- 
steuer unterliegenden Gewinn der beteiligten 
Unternehmen), 

Anwendung des gleichen Verfahrens im Verhält- 
nis zwischen gemeinsamem Unternehmen und 
seinen Tochtergesellschaften. 

3. Steuerbefreiung für Rücklagen zur Erschließung 
neuer Lagerstätten. 

4. Sofortige Absetzung bestimmter Prospektions- 
und Erschließungsaufwendungen, die keinen ma- 
teriellen Gegenwert haben und die normaler- 
weise über einen bestimmten Zeitraum hin ab- 
geschrieben werden müßten. 

5. Verlängerung der normalen Zeitspanne für den 
Verlustvertrag. 


6. Befreiung von allen vom gemeinsamen Unter- 
nehmen oder den beteiligten Einzelunternehmen 
zu tragenden Steuern, Abgaben und Gebühren 
anläßlich der Einlagen in das gemeinsame Unter- 
nehmen, insbesondere von 

— Gebühren für Einlagen und Umschreibungen, 

— Steuern auf die ausgewiesenen Wertsteige- 
rungen der von den beteiligten Einzelunter- 
nehmen eingebrachten Einlagen. 

7. Befreiung von Steuern und Abgaben, die infolge 
des Erwerbs von Grundstücken geschuldet wer- 
den, insbesondere von Eintragungs- und Um- 
schreibungsgebühren. 

8. Befreiung von allen Zöllen und Abgaben gleicher 
Wirkung sowie von allen Einfuhrbeschränkun- 
gen wirtschaftlicher und fiskalischer Art für tech- 
nisches Material mit Ausnahme des Baumaterials 
und des Materials für Verwaltungszwecke. 

9. Gewährung sonstiger Vergünstigungen zur För- 
derung der wirtschaftlichen Tätigkeit des gemein- 
samen Unternehmens, insbesondere Darlehens- 
garantien, Darlehen zu herabgesetztem Zinssatz, 
Gewährung von im Falle eines Mißerfolgs der 
Schürfarbeiten verlorenen Darlehen. 


Begründung 


Wirtschaftliche Gründe 

1. Der Mineralölbedarf in der Gemeinschaft steigt, 
wie in allen industrialisierten Ländern, sehr schnell 
an. In den nächsten zehn Jahren wird der jährliche 
Bedarf an Rohöl in der Gemeinschaft von etwa 410 
Millionen t im Jahre 1971 wahrscheinlich auf an- 
nähernd 720 Millionen t im Jahre 1980 steigen. Das 
Mineralöl wird 1980 etwa 70 des Primärenergie- 
bedarfs der Gemeinschaft decken. Mehr als 95 Vo des 
zur Zeit in der Gemeinschaft verbrauchten Mineral- 
öls werden aus Drittländern importiert. Dieser An- 
teil wird sich bis 1980 noch vergrößern, wenn es 
nicht gelingt, auf dem Gebiet der Gemeinschaft, ins- 
besondere in ihrem Festlandsockel, neue Erdölvor- 
kommen zu finden. 

Der Erdgasverbrauch der Gemeinschaft steigt noch 
erheblich schneller an als der Mineralölverbrauch. 
Mit einem Anteil von rund 8,5 ^/o an dem gesamten 
Primärenergieverbrauch spielt er zwar z. Z. eine ver- 
hältnismäßig bescheidene Rolle, doch ist zu erwar- 
ten, daß sich der Bedarf in den nächsten zehn Jah- 
ren etwa verdreifacht und daß das Erdgas mit einem 
Anteil von etwa 15”/o die zweite Stelle nach dem 
Öl bei der Deckung des Energiebedarfs in der Ge- 
meinschaft erreichen wird. Im Augenblick wird der 
Erdgasbedarf noch fast vollständig aus Vorkommen 


der Gemeinschaft gedeckt, doch lassen die abge- 
schlossenen Verträge und die z. Z. in Gang befindli- 
chen Gespräche und Verhandlungen erwarten, daß 
die Erdgaseinfuhr aus dritten Ländern erheblich 
steigen wird. 

Wenn die Gemeinschaft die Sicherheit ihrer Versor- 
gung verbessern und sich von einer zu großen Ab- 
hängigkeit von bestimmten Lieferungen befreien 
will, muß sie viel investieren, um insbesondere die 
Versorgung zu streuen. 

2. Unter Berücksichtigung des Obengesagten er- 
scheint es angebracht, die Tätigkeiten auf dem Ge- 
biet der Kohlenwasserstoffe, die zur Erhöhung der 
Versorgungssicherheit der Gemeinschaft beitragen, 
zu fördern. 

Ein solcher Beitrag ist namentlich auf drei Gebieten 

— Prospektion und Förderung, Bildung von Sicher- 
heitsvorräten, Schaffung von Transportkapazitäten 

— möglich. Diese Tätigkeiten sind, zumindest teil- 
weise, mit beträchtlichen Risiken verbunden und 
erfordern einen erheblichen finanziellen Aufwand, 
so daß sich sogar die sehr großen internationalen 
Gesellschaften häufig zu ihrer Durchführung zu- 
sammenschließen, um die Risiken besser zu ver- 
teilen. 
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3. Obwohl der Bedarfsanstieg in den europäischen 
Ländern im Vergleich zu anderen Gegenden der 
Welt, insbesondere den Vereinigten Staaten, sehr 
ausgeprägt ist, steigen die Investitionen der euro- 
päischen Industrie keineswegs entsprechend diesem 
Wachstum, sondern weisen im Gegenteil eine fal- 
lende Tendenz auf. Dieser Unterschied erklärt sich 
zweifellos zum Teil durch die hohe Rentabilität der 
amerikanischen Industrie, die stark konzentriert ist 
und auf einem geschützten Markt arbeitet, aber er 
ist auch eine Folge der für die Erdölindustrie und 
vor allem für ihre Prospektions- und Schürftätig- 
keit besonders günstigen Steuergesetzgebung. 

Unter diesen Umständen ist es angebracht, die Ge- 
meinschaft mit Mitteln auszustatten, mit denen die 
Entfaltung von Tätigkeiten, die die Versorgungs- 
sicherheit der Gemeinschaft verbessern, möglichst 
wirksam gefördert werden kann. Das Erfordernis 
der Wirksamkeit legt dabei den Gedanken nahe, 
daß die entsprechenden Regelungen nicht nur einen 
Rahmen für eine Zusammenarbeit zwischen den 
Unternehmen und für eine Zusammenfassung ihrer 
Hilfsmittel, sondern auch spezifische Möglichkeiten 
für im gemeinschaftlichen Rahmen gewährte Bei- 
hilfen beinhalten müssen. 

Die unterschiedlichen Rechtsordnungen, denen die 
Unternehmen der Gemeinschaft unterworfen sind, 
hindern die Zusammenarbeit und vermindern indi- 
rekt die Wirksamkeit der nationalen Beihilfen, die 
zugunsten von Unternehmen eines einzigen Mit- 
gliedstaates gewährt werden. 

Auf längere Sicht könnten die Bemühungen im Be- 
reich der Rechtsangleichung hier Abhilfe schaffen. 
Die Verwirklichung einer gemeinschaftlichen Ener- 
giepolitik ist indessen so vordringlich geworden, 
daß unverzüglich Maßnahmen erforderlich sind. Die 
Kommission hält es unter diesen Umständen für 
angebracht, für den Bereich der Kohlenwasserstoffe 
ohne weiteres Zuwarten die Möglichkeit zu eröff- 
nen, eine Reihe von Regeln anzuwenden, die den 
Bestimmungen des Euratom-Vertrages über gemein- 
same Unternehmen ähnlich sind. Dies scheint die 
geeignetste Formel zu sein, um die Unternehmen 
der Gemeinschaft für bestimmte Tätigkeiten zu einer 


Zusammenarbeit anzuregen. Ihre Anpassungsfähig- 
keit erleichtert die Anwendung auf verschieden- 
artige konkrete Sachverhalte. 

Jedes Unternehmen sollte zusammen mit einem 
oder mehreren Unternehmen anderer Mitglied- 
staaten dem gemeinsamen Unternehmen beitreten 
und an seinen Vergünstigungen teilhaben können, 
sofern sie in diesem Rahmen Tätigkeiten ausüben, 
die mit den Zielen der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biete der Versorgungssicherheit übereinstimmen. 
Der Beschluß zur Schaffung eines gemeinsamen 
Unternehmens wäre von Fall zu Fall je nach seiner 
Bedeutung für die Gemeinschaft, insbesondere auf 
dem Gebiete der Versorgung mit Kohlenwasser- 
stoffen, zu treffen. 


Vorteile und Verpflichtungen 

Der rechtliche Rahmen des gemeinsamen Unterneh- 
mens gestattet die Gewährung bestimmter Vorteile 
und enthält als Gegenleistung bestimmte Verpflich- 
tungen. 

Die Vorteile könnten verschiedener Art sein: 

a) Steuerliche Vorteile, 

b) Absicherung von Auslandsinvestitionen, 

c) Finanzierungshilfen. 

Als Gegenleistung für diese Vorteile könnten das 
gemeinsame Unternehmen oder seine Einzelunter- 
nehmen bestimmten Bedingungen unterworfen 
werden, wie zum Beispiel der Verpflichtung, vor- 
rangig zur Deckung des Bedarfs der Gemeinschaft 
bei Versorgungsschwierigkeiten beizutragen. 

Bei einem derartigen Vorgehen würde die Gemein- 
schaft ihr Augenmerk mehr auf eine Zusammenfas- 
sung der Bemühungen der Mitgliedstaaten als auf 
eine einfache Koordinierung der nationalen Maß- 
nahmen richten. Rolle der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten wird es sein, die Unternehmen zu 
einer Beteiligung an der gemeinsamen Aktion da- 
durch anzuregen, daß günstige Bedingungen für 
diese Beteiligung geschaffen werden. 
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Anlage 3 


Entwurf einer Entscheidung des Rates 
betreffend die Aufnahme von Anleihen für einen Beitrag der Gemeinschaft 
zur Finanzierung von Kernkraftwerken 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 172, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch einen massiven Beitrag zur Elektrizitäts- 
erzeugung kann die Kernenergie die zu große Ab- 
hängigkeit der Gemeinschaft von Energieeinfuhren 
verringern und damit die Bedingungen für diese Ein- 
fuhren verbessern. 

Wenngleich nun die Nutzung von Kernenergie zur 
Elektrizitätserzeugung wirtschaftlich rentabel ist, 
so erfordert sie zunächst noch die Finanzierung zu- 
sätzlicher Investitionen für die nukleare Ausrüstung 
und für die Uberkapazitäten, die als ausreichende 
Reserve für den Fall der Nichtverfügbarkeit vorzu- 
sehen sind; es müssen daher Maßnahmen zur Über- 
windung dieses Hindernisses getroffen werden. 

Artikel 172 Absatz 4 des Euratom- Vertrages er- 
möglicht die Aufnahme von Anleihen zur Finanzie- 
rung der Forschung oder der Investitionen der 
Atomwirtschaft. 

Die mit der Aufnahme und der Bedienung dieser 
Anleihen verbundenen Einnahme- und Ausgabeope- 
rationen müssen in dem Teil des Haushalts For- 
schungs- und Investitionshaushalt der Gemeinschaf- 
ten ausgewiesen werden, der sich auf die For- 
schungs- und Investitionsausgaben der Europäischen 
Atomgemeinschaft bezieht. 

Entsprechend Artikel 179 und 185 des Vertrages 
ist es Aufgabe der Kommission, über die Gewährung 
jeden Darlehens zu entscheiden, daß aus dem Auf- 
kommen der Anleihen zur Finanzierung von Inve- 
stitionsvorhaben in der Atomwirtschaft gegeben 
wird — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Kommission wird ermächtigt, im Namen der 
Europäischen Atomgemeinschaft bis zum Ende des 
Jahres 1972 in einer oder in mehreren Tranchen An- 
leihen in Höhe von maximal 100 Millionen RE auf- 
zunehmen, deren Aufkommen in Form von Darlehen 
zur Finanzierung von Investitionsvorhaben in der 
Atomwirtschaft verwendet wird. 

Artikel 2 

Die Anleihen werden zu einem Zinssatz von 
maximal 9 Vo/Jahr und mit einer Laufzeit emittiert, 
die die Gewährung von Darlehen mit einer Laufzeit 
von wenigstens 12 Jahren ermöglicht. Die übrigen 
Bedingungen sind zwischen der Kommission und den 
Zeichnern der Anleihen zum Besten der Gemein- 
schaft auszuhandeln. 

Artikel 3 

1. Es ist Aufgabe der Kommission, über die Gewäh- 
rung jeden Darlehens zu entscheiden. 

2. Die Darlehensverträge müssen zugunsten der 
Kommission eine Tilgungs- und Zinszahlungsgaran- 
tie des Mitgliedstaates, dem die Darlehensnehmer 
angehören oder auf dessen Gebiet das entsprechende 
Investitionsvorhaben verwirklicht werden soll, oder 
seitens einer geeigneten öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaft dieser Staaten enthalten. 

Artikel 4 

Die mit der Auflage und Verwaltung der Anleihen 
der Europäischen Atomgemeinschaft verbundenen 
Einnahme- und Ausgabevorgänge sind in dem Teil 
des Haushalts der Gemeinschaften auszuweisen, der 
den Forschungs- und Investitionsausgaben gewidmet 
ist. 

Artikel 5 

Die Kommission unterrichtet den Rat regelmäßig 
über die Abwicklung der vorgenannten Vorgänge. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Energiepolitische Aspekte 

Der Durdibrudi der Kernenergie in der Gemein- 
schaft wurde bisher durch das Zögern der Elektrizi- 
tätserzeuger, sich neuen, noch nicht eindeutig wett- 
bewerbsfähigen Techniken zuzuwenden, sowie 
durch die hohen Investitionen gebremst. 

Die jüngste Entwicklung der Bedingungen des Ener- 
giemarktes hat zu einem Anstieg der Preise für 
konkurrierende Energieträger geführt und das Hin- 
dernis der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit be- 
seitigt. Selbst wenn aber die Nutzung von Kern- 
energie zur Elektrizitätserzeugung nun wirtschaft- 
lich rentabel ist, so erfordert sie zunächst noch be- 
deutende zusätzlich Investitionen. 

Um die Elektrizitätserzeuger dazu anzuregen, schon 
jetzt in umfassenderem Maße von der Kernenergie 
Gebrauch zu machen, müssen Maßnahmen zur Über- 
windung dieses Hindernisses ergriffen werden. Die 
Kernenergie kann nämlich durch einen massiven 
Beitrag zur Elektrizitätserzeugung die zu große Ab- 
hängigkeit Europas von Energieeinfuhren verrin- 
gern und damit die Bedingungen für diese Einfuhren 
verbessern. 

Die diesbezüglichen Bemühungen wären von zeit- 
lich begrenzter Art, denn der Gewinn, der den Elek- 
trizitätsproduzenten zufließt, sobald die nukleare 
Stromerzeugung auf breiter Basis angelaufen sein 
wird, dürfte schrittweise einen Ausgleich für die für 
die spätere Entwicklung notwendigen zusätzlichen 
Investitionen darstellen. Außerdem ist es wahrschein- 
lich, daß sich, wenn die nukleare Expansion einmal 
eingesetzt hat, die heute noch zwischen einem Kern- 
kraftwerk und einem herkömmlichen Kraftwerk be- 
stehende Investitionskostendifferenz allmählich ver- 
ringert. 

Die betreffenden zeitlich begrenzten Maßnahmen 
würden nicht nur eine schnellere und größere Be- 
teiligung der Kernenergie an der Deckung des Ener- 
giebedarfs ermöglichen, sondern auch günstigere 
Voraussetzungen für die Erschließung eines echten 
Marktes schaffen und die beteiligten Industrie- 
zweige dazu anspornen, ihre Proiduktionskapazitä- 
ten voll auszunutzen und rechtzeitig die Maßnah- 
men durchzuführen, die der wachsende Bed.arf erfor- 
dert. 


11. Zusätzliche finanzielle Aufwendungen 

Das noch bestehende Hindernis liegt also in der 
Schwierigkeit, die zusätzlichen Investitionen für die 
nukleare Ausrüstung und für die Überkapazitäten 
zu finanzieren, die als ausreichende Reserve für den 
Fall der Nichtverfügbarkeit vorzusehen sind. 


Wenn nämlich einerseits die Kosten der Kilowatt- 
stunde bei einem Kernkraftwerk des erprobten Typs 
im Falle einer langen Benutzungsdauer niedriger 
sind als bei einem herkömmlichen Kraftwerk, so 
liegen andererseits die Investitioskosten mit 50 bis 
60 RE je installiertem kWe über denen eines her- 
kömmlichen Kraftwerks. Dies bedeutet, daß sich 
der Stromerzeuger für ein 1000 MWe-Kernkraft- 
werk auf dem Kapitalmarkt einen zusätzlichen Be- 
trag von 50 bis 60 Millionen RE beschaffen muß. 
Die herkömmlichen Kraftwerke bieten somit den 
unmittelbaren Vorteil niedrigerer Baukosten, der 
vor allem bei den gegenwärtigen Bedingungen des 
Kapitalmarktes ins Gewicht fällt, weshalb die Strom- 
erzeuger gelegentlich vor dem Bau von Kernkraft- 
werken zurückschrecken. 

Es ist also zu befürchten, daß Europa jetzt, da es 
die Möglichkeit hat, sich eine praktisch unerschöpf- 
liche Energiequelle zunutze zu machen, nicht die 
für einen massiven Einsatz der Kernenergie erfor- 
derlichen Anstrengungen unternimmt. 

Das in Ausarbeitung befindliche hinweisende Pro- 
gramm entsprechend Artikel 40 des Euratom-Ver- 
trages, das von den technisch-wirtschaftlichen Merk- 
malen der Elektrizitätswirtschaft ausgeht, sieht für 
1980 und 1985 eine installierte Leistung von 45 000 
MWe bzw. 100 000 MWe vor. Energiepolitische 
Überlegungen — vor allem in Verbindung mit den 
Versorgungsproblemen — lassen diese Zahlen je- 
doch als Mindestwerte erscheinen, die erreicht, wenn 
nicht sogar übertroffen werden müssen. 

Unter diesem Gesichtswinkel ist ein bis 1985 stän- 
dig wachsendes jährliches Auftragsvolumen vorzu- 
sehen, das von 5 000 MWe in 1972 auf 9 000 MWe 
in 1975 ansteigen, 1980 etwa 12 000 MWe betragen 
und 1985 schließlich 19 000 MWe erreichen wird. 

Ausgehend von den vorstehenden Darlegungen 
in bezug auf die finanziellen Mehrbelastungen, die 
sich aus dem Übergang zur vermehrten Kernenergie- 
nutzung ergeben, können die von den Elektrizitäts- 
erzeugern für den Bau von fünf bis sechs Kernkraft- 
werken von 800 bis 1 000 MWe Leistung im Jahre 
1972 aufzubringenden zusätzlichen Investitionen auf 
280 Millionen RE beziffert werden. Diese Mehrinve- 
stitionen werden um 1975 für acht bis zehn Kraft- 
werke von etwa gleicher Leistung etwa 500 Millio- 
nen RE und 1980 mehr als 650 Millionen RE betra- 
gen. 

Die vorstehenden Zahlen lassen erkennen, zu wel- 
chen zusätzlichen Anstrengungen die Elektrizität- 
erzeuger bereit sein müssen, was in Anbetracht 
ihrer zunehmenden Möglichkeiten der Eigenfinan- 
zierung nicht zwangsläufig bedeutet, daß sie in 
gleichem Maße Anleihemittel beanspruchen werden. 
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III. Finanzpolitische Aspekte 

! 

Die Kommission will außer den Maßnahmen, die sie 
im Hinblick auf eine Lösung der auf Gemeinschafts- 
ebene bestehenden strukturellen Probleme empfeh- 
len könnte, und unbeschadet einer vermehrten Ein- 
schaltung der Europäischen Investitionsbank nach 
Maßgabe von Artikel 130 Absätze b und c des 
EWG-Vertrages dem Rat Maßnahmen zur Erleichte- 
rung der zusätzlichen Finanzierungsprobleme, die 
dem Bau von Kernenergie-Anlagen eigen sind, Vor- 
schlägen. 

Es würde sich um rückzahlbare Gemeinschaftsdar- , 
lehen handeln, die zu Marktbedingungen gewährt ^ 
würden. Artikel 172 Absatz 4 des Euratom-Vertra- | 
ges ermöglicht es, Anleihen zur Finanzierung der 
Forschung und der Investitionen der Kernindustrie 
aufzunehmen. Die Zins- und Tilgungsleistungen auf 
die Anleihen würden unter den Ausgaben, die Zins- 
und Tilgungsleistungen auf die entsprechenden Dar- | 
lehen unter den Einnahmen des Euratom-Forschungs- i 
und -Investitionshaushalts verbucht. Durch die Ge- ! 
währleistung der Sicherheit würden die sechs Mit- 
gliedstaaten so einen Beitrag für die Mobilisierung | 
des Kapitals leisten. 1 

Die Zustimmung zur Inanspruchnahme der Finanz- | 
märkte der Mitgliedstaaten kann Euratom von den | 
zuständigen nationalen Stellen nur versagt werden, 1 
„wenn auf ihren jeweiligen Kapitalmärkten schwere j 
Störungen zu befürchten sind". Ein systematischer ' 
Rückgriff der Gemeinschaft auf die Finanzmärkte 
der Mitgliedstaaten könnte allerdings den Nutzen 
des gemeinschaftlichen Vorhabens erheblich verrin- 
gern, denn jedes der interessierten Unternehmen 
hat in der Regel — mit entsprechendem Einver- 
ständnis der zuständigen Stellen — Zugang zum 
Kapitalmarkt des eigenen Landes. 

Eine wirklich effiziente Intervention der Gemein- 
schaft würde somit erfordern, daß diese Gemein- 
schaft den Elektrizitätsproduzenten Geldmittel zu- 
sätzlich zu den Kapitalien zur Verfügung stellt, die 
jedes Land normalerweise auf dem eigenen Finanz- 
markt mobilisiert. Sie könnte beträchtliche Mittel 
mobilisieren, indem sie Anleihen auf dem interna- 
tionalen Kapitalmarkt aufnimmt, der mindestens 
einigen der interssierten Unternehmen kaum direkt 
zugänglich ist. 

Das bisher bekundete Interesse der Sparer an An- 
leihen der EGKS läßt erwarten, daß auch Euratom 


bedeutende Mittel auf dem internationalen Markt 
beschaffen kann, sofern eine angemessene Propa- 
gierung erfolgt und Bedingungen festgelegt werden, 
die das Interesse der Geldanleger finden. 

Darüber hinaus dürfte die Intervention der Gemein- 
schaft auf diesem Kapitalmarkt nicht zu einem in- 
folge des Umfangs und der Neuheit der zu finan- 
zierenden Investitionen überhöhten Gesamtri'siko 
führen. Jede Darlehensgewährung aus Anleihemit- 
teln müßte mit einer Bürgschaft des Mitgliedstaates, 
in dessen Hoheitsgebiet das finanzierte Kernkraft- 
werk errichtet wird, verbunden sein. In Anbetracht 
der Qualität des Investors und des Bürgen kann das 
für die Gemeinschaft als Ganzes tatsächlich bestehen- 
de Risiko als unbedeutend, ein eventueller Rück- 
griff auf die Haushaltsmittel der Gemeinschaft als 
praktisch ausgeschlossen angesehen werden. Hinzu 
kommt, daß auf Grund der Dauer der bei langfristi- 
gen Anleihen in der Regel eingeräumten tilgungs- 
freien Zeit ein eventuelles Risiko der Gemeinschaft 
erst dann zum Tragen käme, wenn das Regime der 
eigenen Einkünfte bereits voll in Kraft getreten sein 
würde. 

Wegen der laufenden Entwicklung der Kapital- 
märkte und um es der Kommission zu ermöglichen, 
ein ausreichendes Kapitalvolumen zu den bestmög- 
lichen Bedingungen zu mobilisieren, wäre es ratsam, 
daß der Ministerrat einmal pro Jahr den Höchst- 
betrag der Anleihen, die von der Kommission wäh- 
rend des kommenden Jahres aufgenommen werden 
können, sowie den Rahmen festlegt, innerhalb des- 
sen sich die Bedingungen dieser Anleihen zu halten 
haben. 

Das Aufkommen aus diesen Anleihen wird dann zur 
Vergabe von Darlehen zur Finanzierung von Investi- 
tionsvorhaben in der Atomwirtschaft eingesetzt. Diese 
Darlehen werden in der Regel in der gleichen Wäh- 
rung wie die Anleihe sowie zu einem Zinssatz ge- 
währt, der eine Deckung der bei der Darlehensauf- 
nahme entstehenden Kosten ermöglicht. 

Die Genehmigung zur Aufnahme von Anleihen sollte 
für das erste Mal für den Zeitraum ab Entscheidung 
des Rates bis Ende 1972 gelten und einen Betrag von 
höchstens 100 Millionen RE umfassen. 


In gewissen Jahren hat die EGKS Anleihemittel im 
Betrag von einigen Hundert Millionen RE mobilisiert, 
die in Form von Darlehen zur Unterstützung von In- 
vestitionen auf dem Kohle- und Stahlsektor sowie für 
Umstellungsmaßnahmen gewährt wurden. 
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